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Überraschender Erfolg
Jubel bei der Linken über Bremer Wahlergebnis. Sie versteht sich als parlamentarische Plattform 
für die arbeitenden Menschen. Von Andreas Grünwald 

Als »historischen« und »in 
dieser Höhe nicht erwarteten 
Erfolg« haben Politiker der 

Linken am Montag das Ergebnis der 
Bremer Bürgerschaftswahlen bewer
tet. Mit einem Stimmenanteil von 8,4 
Prozent gelang es der Linken erst
mals, in ein westdeutsches Landespar
lament einzuziehen. Zu diesem Erfolg 
gehören nicht nur die sieben Mandate 
im Bremer Landesparlament. Denn 
die Linke ist erstmals auch in der 
Stadtverordnetenversammlung von 
Bremerhaven vertreten. Mit einem Er
gebnis von 6,1 Prozent stellt sie auch 
hier drei Abgeordnete, was für den 
neu gewählten linken Bürgerschafts
abgeordneten Jost Beilken die ei
gentliche Überraschung dieses Wahl
abends war. Bremerhaven war bisher 
als Hochburg der Rechten bekannt. 

Fundamental dagegen
Die Bremer Landesvorstände von 
WASG und Linkspartei betonten un
terdessen, der Erfolg von Bremen sei 
nur mit einer »fundamentalen Oppo
sitionspolitik« möglich gewesen. Nur 
so seien die »arbeitenden Menschen, 
die prekär Beschäftigten und auch die 
Erwerbslosen« erreicht worden, denen 
man eine »parlamentarische Platt
form« geben wolle, hieß es in einer 
Mitteilung. Daß nur ein »konsequent 
geführter Oppositionswahlkampf« die
sen Erfolg ermöglicht habe, betonten 
auch die Bundestagsabgeordneten Ne
le Hirsch und Ulla Jelpke, die Europa
abgeordneten Sahra Wagenknecht und 
Tobias Pflüger sowie Sabine Lösing 
und Thies Gleiss vom Bundesvorstand 
der WASG. Positiv sei gewesen, daß 
man nicht wie in Berlin »gebuckelt« 
habe, um sich als Koalitionspartner 
anzudienen, sondern auf klare linke 
Opposition gesetzt habe. 

Dafür steht in Bremen der WASG
Mann und linke Spitzenkandidat Peter 
Erlanson, den die Bundesvorstände 
von WASG und Linkspartei eigentlich 
nicht haben wollten. Diese konnten 
sich jedoch mit ihrem Vorschlag, den 
Bundesabgeordneten Axel Troost als 
Spitzenkandidaten für die Bürger
schaftswahl zu nominieren, an der Ba
sis nicht durchsetzen. Nun aber steht 
Erlanson, der selbst Betriebsrat im 
Krankenhaus Links der Weser ist, für 
die neue Linke, unterstrich der Bür
gerschaftsabgeordnete Jost Beilken 
gegenüber jW. Erlanson sei jemand, 
der jede Privatisierung öffentlichen 
Eigentums für Diebstahl halte und 
sich nicht einwickeln lasse.

Dies kam in den Bremer Arbeiter

vierteln und unter den Erwerbslosen 
der Hansestadt besonders gut an, wo 
die Linke fast durchweg zweistellige 
Ergebnisse erzielte. Unter Erwerbs
losen kam die Linke nach Angaben 
der Forschungsgruppe Wahlen sogar 
auf 22 Prozent. Daß die Bremer Linke 
die in sie gesetzten Hoffnungen nun 
auch umsetzen will, daran ließen Par
teivertreter keine Zweifel. Auf einer 
Landespressekonferenz kündigten sie 
erste parlamentarische Initiativen für 
die konstituierende Sitzung des Lan
desparlaments im Juni an. Dann soll 
die Umwandlung von EinEuro Jobs 
in sozialversicherungspflichtige Be
schäftigungsverhältnisse, der Verzicht 
auf jegliche Zwangsumzüge und die 
Einführung eines Sozialtickets für Er

werbslose beantragt werden. Auch die 
noch vom alten Senat geplante Teilpri
vatisierung der Kliniken steht erneut 
auf der Tagesordnung des Parlaments.

Zulauf aus der SPD?
Als bedeutend für die Gesamtent
wicklung der Linken bezeichnete Os
kar Lafontaine das Bremer Ergebnis. 
»Eine Reihe von Sozialdemokraten 
und Gewerkschaftern« überlege nun 
zur Linken zu wechseln, sagte La
fontaine der Sächsischen Zeitung. Er 
selbst rechne auch bei den Bürger
schaftswahlen in Hamburg und den 
Landtagswahlen in Niedersachsen 
und Hessen in mit dem Einzug der 
Linken in die Parlamente. 

Kaum mehr als vier Pro-
zent bei den letzten Um-
fragen – 8,4 Prozent für 

Die Linke am Wahlabend. Wie 
erklären Sie sich die gewaltige 
Diskrepanz? 

Es ist schon auffällig, daß uns ausge
rechnet die allerletzte Erhebung vor 
dem Wahltag unter fünf Prozent ge
sehen hat und alle vorangegangenen 
deutlich darüber. Aber ganz egal, wie 
so etwas zustande kommt, die Wähle
rinnen und Wähler haben bewußt ihr 
Kreuz bei Der Linken gemacht. Die 
Bürgerinnen und Bürger in Bremen 
und Bremerhaven haben uns an un
seren politischen Inhalten gemessen 
und so zu diesem großartigen Erfolg 
verholfen. Wir haben nicht nur unser 
Ziel, sieben Prozent plus x, grandios 
gemeistert. Der erste Einzug der Lin
ken in ein westdeutsches Landesparla
ment ist sogar von historischer Bedeu
tung. Spätestens seit Sonntag ist Die 
Linke auch im Westen angekommen. 
Wir sprechen deshalb auch ganz ohne 
falsche Bescheidenheit vom »Wunder 
von Bremen«.  

Was war Ihr Erfolgsrezept? 
Die strikte Orientierung auf die soziale 
Gerechtigkeit. Die Bürger sind es leid, 
daß die Kluft zwischen Arm und Reich 
weiter wächst, immer mehr Menschen 
arbeitslos werden, daß bei staatlichen 
Aufgaben gekürzt wird und die Regie
renden Unsummen in irrwitzige Pre
stigeprojekte pumpen. Die Linke steht 
hier für eine klare Alternative: Wir 
wollen eine Gemeinschaftsschule, in 
der jedes Kind gleiche Bildungschan
cen hat, wir wollen keine privatisierten 
Krankenhäuser oder Wohnungsbauge
sellschaften, wir fordern ein Sozialtik
ket für den öffentlichen Nahverkehr 
und die Umwandlung von EinEuro
Jobs in sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse. 

 Welche Lehre sollte Die Linke 
bundesweit aus der Bremer Er-
folgsgeschichte ziehen?

Unser Triumph wird natürlich auch 
in andere Bundesländer ausstrahlen, 
speziell auf die im nächsten Jahr an
stehenden Landtagswahlen in Hessen, 
Niedersachsen und Hamburg. Die 
Menschen in Westdeutschland können 

dann ab sofort voller Stolz sagen, daß 
sie die erste wirkliche gesamtdeutsche 
Partei wählen. 

Bedeutet der Erfolg nicht vor 
allem: Opposition heißt siegen, 
mitregieren heißt verlieren?

So pauschal würde ich das nicht sagen. 
Unser Auftrag wird sein, Unruhe und 
Transparenz in die Bremische Bürger

schaft zu tragen. Natürlich wird die 
Regierungsbeteiligung der Linkpartei 
in Berlin auch in Bremen kritisch be
gleitet. Dennoch ist die Konstellation 
dort eine ganz andere als hier. Der Po
litikansatz von SPD, CDU und Grünen 
ist von dem unsrigen so weit entfernt, 
daß sich die Frage nach einer Regie
rungsbeteiligung für uns derzeit nicht 
stellt. Wir arbeiten selbstverständlich 
mit Kräften zusammen, die sich bei
spielsweise für ein Sozialticket oder 
gegen die Privatisierung von Kliniken 
einsetzen. 

Aber wurde nicht gerade die 
konsequente Absage an eine Re-
gierungsbeteiligung vom Wähler 
honoriert? 

Wir haben im Wahlkampf klipp und 
klar gesagt, daß es Die Linke nur in 
der Opposition geben wird. Das heißt 
aber nicht, daß wir politisch wirkungs
los wären. Wahlkampfheucheleien für 
einen gesetzlichen Mindestlohn à la 
Böhrnsen (SPD, Bürgermeister, jW) 
wurden abgelehnt. Vielmehr sollen 
auch Pförtner im Rathaus ordentlich 
bezahlt werden. Soziale Gerechtigkeit 

ist kein Wahlkampfknüller, sondern 
sollte immer Leitbild im Alltag unse
rer Politik sein. Der Druck von links 
hinterläßt also bereits Spuren. Aller
dings glauben wir nicht, daß die »so
ziale Ader« der Regierungsparteien 
mehr ist als Wahlkampfrhetorik. Wir 
werden die SPD an ihre Versprechen 
erinnern.

Was planen Sie beim Thema 
Mindestlohn an Initiativen in der 
Bürgerschaft? 

Natürlich werden wir alle möglichen 
parlamentarischen Mittel zur Einfüh
rung eines gesetzlichen Mindestlohns 
einsetzen und dabei der SPD ihre be
absichtigte Bundesratsinitiative ins 
Gedächtnis rufen. 

Sehen Sie noch Chancen, die 
Krankenhausprivatisierung auf 
parlamentarischer Bühne zu ver-
hindern? 

Die Linke steht fest an der Seite des 
Konzernbetriebsrats der »Gesund
heit Nord« gegen die Privatisierung 
der städtischen Kliniken und gegen 
Arbeitsplatzabbau im Gesundheitswe
sen.  Interview: Ralf Wurzbacher

Denkzettel 
Wer mit wem?
Mit einem Denkzettel für die große 
Koalition und einem deutlichen Links-
rutsch ist die Bürgerschaftswahl in 
Bremen am Sonntag zu Ende gegangen. 
Sowohl die SPD (minus 5,5 – jetzt 36,8 
Prozent) als auch die CDU (minus 
4,1 – jetzt 26,7) erlitten dabei schwere 
Verluste. Die Grünen kamen mit 16,4 
Prozent (plus 3,6) hingegen auf ihr 
bundesweit bisher bestes Ergebnis. Ins 
Parlament kam mit 6 Prozent auch die 
FDP.  Strahlender Sieger ist Die Linke, 
die aus dem Stand 8,4 Prozent er-
reichte – aber für keine Art von Regie-
rungsbeteiligung zur Verfügung steht.

Die rechtsextreme DVU erzielte 
landesweit zwar nur 2,75 Prozent, 
doch weil sie in Bremerhaven mit 5,4 
Punkten die 5-Prozent-Hürde über-
wand, stellt sie nun ebenfalls einen 
Abgeordneten im Landesparlament. 
Demgegenüber erzielte eine zweite 
rechtspopulistische Liste (»Bürger in 
Wut«) nur 4,99 Prozent aller Stim-
men in Bremerhaven. Zum Einzug in 
das Landesparlament fehlte ihr eine 
Stimme.

Obwohl die seit 62 Jahren in 
Bremen regierende SPD damit die 
größten Einbußen eingefahren hat, 
erheben die Sozialdemokraten unter 
Bürgermeister Jens Böhrnsen erneut 
den Anspruch, die Verhandlungen über 
eine Regierungsbildung zu führen. 
Der 57jährige ließ aber am Montag 
offen, ob er die große Koalition mit 
der CDU fortführen oder aber ein 
Bündnis mit den Grünen schließen 
will. Er werde sich in den kommenden 
14 Tagen »mit denen, die in Betracht 
kommen« besprechen, hieß es schon 
am Wahlabend – allerdings nicht mit 
der Linken. 

Die grüne Spitzenkandidatin Ka-
roline Linnert meldete indes »einen 
berechtigten Anspruch mitzuregieren« 
bereits am Wahlabend an.  Auch Grü-
nen-Bundeschefin Claudia Roth mein-
te, daß die SPD-CDU- Koalition von 
»Rot-Grün« ersetzt werden müsse. 
Dies vertrat auch Grünen-Landesspre-
cherin Susan Mittrenga, die am Montag 
ihre »Lust auf Regierungsverantwor-
tung« bekräftigte.  (ag)

Inga Nitz ist Landessprecherin der 
Linkspartei Bremen und wird nach der 
erfolgreichen Landesparlamentswahl 

vom vierten Listenplatz aus in die Bremer 
 Bürgerschaft einziehen.

»W i r  s p re c h en  vom  ›Wunde r  vo n  B remen ‹«
Das Ziel »Sieben plus x« wurde mit 8,4 Prozent für Die Linke weit übertroffen. Ein Gespräch mit Inga Nitz

Jetzt sind die neoliberalen Parteien erstmals nicht mehr unter sich: Die Linke ist in der Bremer Bürgerschaft dabei
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